
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Mittlere Höfner Straße“ Gemeinde: Lauf 
Fassung: Vorentwurf vom 23.09.2025 Bearbeitungsstand: 16.06.2026 
 

Abwägungstabelle der eingegangenen Stellungnahmen vom 6.10.2025 bis 07.11.2025 

 

Seite 1 von 16 
 

Nr. Einwender Abwägungsvorschlag 

1 Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 2 Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
Bissierstr. 7, 79114 Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 

 
 
 
 
 
 

2 Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 3 – Landwirtschaft 
Bertholdstraße 43, 79098 Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 

3 Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 4 – Straßenwesen und Verkehr 
Bissierstraße 7, 79114 Freiburg 
Schreiben vom 06.10.2025 
 
Nach den vorliegenden Planunterlagen ist ersichtlich, dass durch 
den Bebauungsplan keine Bebaubarkeit innerhalb des Anbauverbots 
des § 22 StrG geschaffen werden soll. Darüber hinaus sind keine 
Veränderungen an der Landesstraße L 86A, oder in deren unmittel-
baren Nähe geplant, sodass gegen den Bebauungsplan „Mittlere 
Höfner Straße“ i.d.F. vom 23.09.2025 von unserer Seite keine Be-
denken bestehen. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

4 Regierungspräsidium Freiburg – Dienstsitz Offenburg 
Abt. 5 – Umwelt 
Wilhelmstr. 24, Offenburg 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 
 

5 Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 8 – Forstpolitik und Forstliche Förderung 
Bertoldstr. 43, 79098 Freiburg 
Schreiben vom 21.10.2025 
 
Von der o.g. Bebauungsplanänderung werden forstfachliche und -
rechtliche Belange nicht tangiert. Aus forstfachlicher Sicht bestehen 
daher gegenüber der Bebauungsplanänderung keine Einwände. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

6 Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 9 – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
Albertstraße 5, 79104 Freiburg i. Br. 
Schreiben vom 03.11.2025 
 
1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  
1.1. Geologie 
Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären Lockerge-
steinseinheiten "Lösslehm" und "Holozäne Abschwemmmassen" 
vor. Darüber hinaus sind die Festgesteinseinheiten "Gneis-Migmatit-
Komplex" und "Omerskopf-Gneis-Komplex" im Untergrund zu erwar-
ten. 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologi-
schen Karte von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-
Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den li-
thostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen In-
formationsportale LGRBwissen und LithoLex. 
 
1.2. Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten 
von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nä-
here Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geowis-
senschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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1.3. Bodenkunde  
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürli-
chen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 000 
(GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Weiteren sollte vorrangig 
die Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage der Bodenschätzungs-
daten verwendet werden, da diese im Vergleich zur BK50 lokale Bo-
deneigenschaften abbilden. Sollte für das Plangebiet keine Boden-
funktionsbewertung nach digitaler Bodenschätzung vorliegen, ist die 
Bodenfunktionsbewertung nach ALK und ALB heranzuziehen. Gene-
rell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bo-
denschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen 
und schonenden Umgang mit Boden zu achten. 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Boden-
überschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Lan-
des-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwer-
tungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 
LKreiWiG zu achten, um so die Bodenfunktionen im größtmöglichen 
Umfang zu erhalten. 
Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt 
werden, welche konkreten bodenschutzfachlichen Vorgaben umzu-
setzen sind. 
 
2. Angewandte Geologie  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gut-
achten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet 
ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Be-
richt vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwor-
tungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
2.1. Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die 
Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebau-
ungsplan empfohlen: 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planun-
gen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
2.2. Hydrogeologie 
Sofern vorhanden, wird auf frühere Stellungnahmen des LGRB zu 
Planflächen verwiesen. Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt und es sind 
derzeit auch keine geplant.  
 
2.3. Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Unter-
grundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe 
Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG lie-
fert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur 
geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden 
und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des In-
formationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis. 
 
2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird aufgenommen buw. ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Landesbergdirektion  
 
3.1. Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den 
beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden 
Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich 
geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische 
Keller) betroffen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

7 Regierungspräsidium Stuttgart 
Abt. 8 – Denkmalpflege  
Postfach 20 01 52, 73712 Esslingen 
Schreiben vom 10.10.2025 
 
Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegen-
der Form keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale sind ent-
weder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu erwar-
tenden Bodeneingriffe nicht gefährdet. 
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berück-
sichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologi-
sche Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 
DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Ke-
ramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ab-
lauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden 
gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Siche-
rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Bau-
firmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits 
enthalten, zu übernehmen. 
 
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem 
Sachstand keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis ist bereits enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

8 Landratsamt Ortenaukreis 
Badstraße 20, 77652 Offenburg 
Schreiben vom 07.11.2025 
 
Baurechtsamt 
 
Der Bebauungsplan ist nicht genehmigungspflichtig.  
 
Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen 
(§ 13 a Abs. 2 Ziffer 2 BauGB). Dies hat zeitnah zu erfolgen und 
muss nicht erst im Rahmen einer Änderung oder Fortschreibung des 
Flächennutzungsplans erfolgen.  
 
Es werden folgende Anregungen vorgebracht:  
 
Örtliche Bauvorschriften:  
 
In B2 erfolgen Vorgaben zu Einfriedungen. Es stellt sich die Frage, 
ob diese Vorgaben beibehalten werden sollen,  
 
 
 
Zeichnerischer Teil:  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Die aufgenommenen Vorschriften zu Einfriedun-
gen bleiben beibehalten. 
 
 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Die Aufnahme der Abschirmhecke als öffentliche 
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Fläche „Umgrenzung von Fläche zum Anpflanzen …“: Die Fläche ist 
nach A12.3 mit einer zwei- bis dreireihigen Abschirmhecke zu be-
pflanzen (Immissionsschutz). Es zeigt sich immer wieder, dass im 
Lauf der Zeit diese Flächen nicht ihrer festgesetzten Nutzung zuge-
führt werden und dort bauliche Anlagen (Gartenhütten, Schwimmbä-
der etc.) entstehen und so der erforderliche Schutzzweck nicht reali-
siert ist. Hier sollte darüber nachgedacht werden, die entsprechende 
Fläche in das Eigentum der Gemeinde zu überführen, damit die Flä-
che nicht unwissentlich einer anderen als der festgesetzten Nutzung 
zugeführt wird. 
 
 
Begründung: 
Ziffer 4.5: Dort wird richtigerweise ausgesagt, dass der Bebauungs-
plan im südlichen Bereich einen Teilbereich der Ergänzungssatzung 
„Höfner Straße“ überplant. Die Ergänzungssatzung würde im Überla-
gerungsbereich außer Kraft treten. Dies ist jedoch nicht korrekt. Ent-
sprechend der geplanten Satzung (§ 4) tritt der Bebauungsplan in 
Kraft. Eine Aufhebung des entsprechenden Teilbereichs der Ergän-
zungssatzung wird nicht aufgeführt. Sollte der überlagerte Teilbe-
reich der Ergänzungssatzung mit in Kraft treten des Bebauungsplans 
aufgehoben werden sollen, wäre dies in § 4 der Satzung zu definie-
ren.  
 
Ziffer 6.3: Es sollte noch eine Aussage dazu erfolgen, ob die Lösch-
wasserversorgung gesichert ist. 
 

Fläche wird nicht vorgesehen. Hintergrund ist, 
dass in diesem Fall ein zusätzlicher Pflegeweg 
hergestellt werden muss und hierdurch zusätzli-
che Fläche in Anspruch genommen wird. Dar-
über hinaus dient die Abschirmhecke dem 
Schutz der jeweiligen Baugrundstücke sowie de-
ren Eingrünung nach Westen und sind als Be-
standteil des jeweiligen Baugrundstücks einzu-
stufen. Aus diesem Grund werden diese Flächen 
weiterhin als private Flächen festgesetzt. 
 
 
 
Wird korrigiert. Die Satzung wird nur überlagert, 
aber nicht aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Löschwasserversorgung (Grundschutz) er-
folgt über das bestehende Wasserversorgungs-
netz. 
 

9 Landratsamt Ortenaukreis 
Vermessung und Flurneuordnung 
 
untere Vermessungsbehörde: 
Die zeichnerische Darstellung und die Bezeichnung der Flurstücke 
im Planungsbereich stimmen mit dem Liegenschaftskataster über-
ein. Weitere Anregungen oder Bedenken bestehen nicht. 
 
untere Flurneuordnungsbehörde: 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines laufenden oder geplanten 
Flurneuordnungsverfahrens. Es bestehen keine Bedenken oder An-
regungen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

10 Landratsamt Ortenaukreis 
Amt für Landwirtschaft 
 
Dargelegte Planung  
Das Flurstück 313 der Gemarkung Lauf soll über die bestehende 
Höfner Straße erschlossen werden und als Wohnbaugebiet definiert 
werden. Nördlich, südlich und östlich grenzt der Innenbereich an. Im 
Westen grenzt an der südlichen Hälfte auch der Innenbereich, an 
der nördlichen Hälfte der Außenbereich mit intensiven Obstbäumen 
an. 
 
Flächeninanspruchnahme und Wertigkeit  
Das Plangebiet umfasst das Flurstück 313 mit einer Größe von ca. 
0,5 ha. Davon sind ca. 0,36 ha als Obstplantagen Fläche definiert 
und nutzbar. Der Bewirtschafter ist uns nicht bekannt. Das Flurstück 
liegt in der Vorrangflur (OG-1484). Die Digitale Flurbilanz 2022/23 ist 
eine landwirtschaftliche Fachplanung zur landesweit einheitlichen 
Bewertung von Flächen nach natürlichen und landwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. Zum Schutz landwirtschaftlicher Flächen ist die 
Flurbilanz seit 2020 in § 16 LLG (Landwirtschafts- und Landeskultur-
gesetzes) verankert. Sie entspricht der dort genannten Standorteig-
nungskartierung, die in der Verwaltungsvorschrift des MLR zur Stan-

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Flächeninanspruchnahme und 
Wertigkeit werden zur Kenntnis genommen. 
Die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen 
Flächen ist jedoch erforderlich, um die Bevölke-
rung mit Wohnraum zu versorgen. Darüber hin-
aus handelt es sich um eine bereits erschlos-
sene Fläche im Siedlungsbereich der Gemeinde 
Lauf, die einzig aufgrund der aktuellen baurecht-
lichen Einschätzung nicht bzw. nur teilweise be-
baubar ist. Eine landwirtschaftliche Nutzung der 
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dorteignungskartierung und Bodenbilanz (VwV Standorteignungskar-
tierung und Bodenbilanz) vom 31.03.2022 definiert ist. Die Flurbilanz 
weist eine Differenzierung nach 5 Wertstufen auf. 
Die landwirtschaftlichen Vorrang- und Vorbehaltsfluren bilden die 
ökonomische und strukturelle Grundlage einer nachhaltigen Land-
wirtschaft. Ihr Schutz und ihre Erhaltung ist Voraussetzung für eine 
nachhaltige und regionale Erzeugung von Lebensmitteln in ausrei-
chendem Umfang. Sie bilden die unverzichtbare Produktionsgrund-
lage zukunftsfähiger landwirtschaftlicher Betriebe. Die Vorrangflur 
umfasst besonders landbauwürdige Flächen (gute bis sehr gute Bö-
den) und Flächen, die wegen ihrer ökonomischen Standortsgunst 
oder wegen ihrer besonderen Eignung für den Landbau und die Er-
nährungssicherung unverzichtbar und deshalb zwingend der land-
wirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Fremdnutzungen müs-
sen ausgeschlossen bleiben. 
Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen ist insbesondere deshalb als 
gravierend einzustufen, da in den letzten Jahrzehnten sehr viele Flä-
chen verloren gegangen sind, die ursprünglich rein landwirtschaftli-
chen Zwecken zur Verfügung standen. Als Ursache der Verluste ist 
vor allem eine starke Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
für Bauvorhaben zu nennen. Der Schutz und der Erhalt des fruchtba-
ren Ackerlandes liegen im Interesse der Allgemeinheit. Insofern be-
dauern wir, dass mit Ausweisung neuer Planungsgebiete und der 
daraus folgenden Bebauung weitere Flächen verloren gehen. Jeder 
Flächenverlust schwächt die betroffenen Betriebe. Bei Bedarf ist 
dem Bewirtschafter gleichwertige Ersatzfläche zuzuweisen. 
 
Zerschneidung und Erschließung  
Die Abgrenzung des Plangebietes orientiert sich an den Flurstück-
grenzen. Die Erschließung der landwirtschaftlichen Flächen ist nicht 
eingeschränkt durch das geplante Vorhaben. Wir begrüßen, dass die 
Erschließung über eine schon bestehende Straße verläuft. 
 
Immissionsschutz  
Das Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln erfolgt im Rahmen einer 
ordnungsmäßigen Landbewirtschaftung nach der guten fachlichen 
Praxis. Dabei gilt das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme zwi-
schen Landbewirtschafter und Anwohner. Dennoch ist es aufgrund 
topographischer und thermischer Gegebenheiten sowie den damit 
verbundenen Windverhältnissen, oftmals notwendig, Pflanzen-
schutzmittel auch außerhalb der dafür vorgesehen Zeitpunkten aus-
zubringen. Kritisch ist hierbei insbesondere die Überschreitung der 
zulässigen Lärm-Immissionsgrenzwerte zu Nacht- bzw. auch Tages-
zeiten mit erhöhter Empfindlichkeit die sich aus der TA Lärm erge-
ben (z.B. an Werktagen zwischen 06.00 – 07.00 Uhr).    
Weiterhin birgt die Ausbringung der Schutzmittel bei zu geringen Ab-
ständen ein hohes Konfliktpotential zwischen den Anwohnern und 
den Landwirten. Dabei steht gegenüber der tatsächlichen Gesund-
heitsgefährdung vor allem das subjektive Störempfinden der Anwoh-
ner, welches durch die von der Landwirtschaft ausgehenden Lärm-, 
Staub- und Geruchsemissionen hervorgerufen wird, im Vordergrund. 
Diese Konflikte führen häufig zu einem Verdrängen der Landwirt- 
schaft. Dieses gilt es dringend zu vermeiden, um die Bewirtschaf-
tungsflächen zur Existenzsicherung der regionalen Betriebe zu er-
halten.   
 
Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BLV) sieht für die Spritz- oder Sprühanwendung von Pflanzeschutz-
mitteln, abhängig von der Düsenausrichtung, Abstände von mindes-
tens 2 m bei einer Ausrichtung senkrecht nach unten sowie 5 m bei 
seitwärts gerichteter Anwendung vor. Keine Berücksichtigung findet 
die gegenständliche Ausrichtung der Düsen nach oben, wie dies bei-
spielsweise für Hochstammanlagen erforderlich ist. Weitere An- 

Fläche ist aufgrund der Lage innerhalb des Sied-
lungsbereichs bereits vor der Aufstellung des 
Bebauungsplanes nur eingeschränkt möglich. 
Ergänzend ist anzumerken, dass derzeit eine 
landwirtschaftliche Nutzung im Plangebiet weder 
besteht noch geplant ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Anregung, einen 20 m breiten Abstand zwi-
schen neuer Wohnbebauung und bestehender 
landwirtschaftlicher Nutzung einzuplanen, kann 
nicht gefolgt werden. 
Durch die Entwicklung der Wohnbebauung wird 
nach Einschätzung der Gemeinde kein Konflikt 
zwischen bestehender Landwirtschaft und 
neuen Wohnbaugrundstücken aufgeworfen, der 
das Rücksichtnahmegebot verletzten könnte. 
Auch ergibt sich keine zusätzliche Einschrän-
kung der westlich angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flächen durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplans. 
Zwar rückt neue Wohnbebauung an die landwirt-
schaftlich genutzte Fläche heran. Es ist jedoch 
nicht erkennbar, dass auf dem landwirtschaftli-
chen Grundstück mit Einschränkungen bei der 
Bewirtschaftung gerechnet werden muss, die 
über das hinausgehen, was der Bewirtschafter 
bereits derzeit leisten muss beziehungsweise 
auch leistet. 
Hierzu hat das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg in einem aktuellen Urteil vom 12.06.2018 
(Az. 1 LB 141/16) folgendes ausgeführt: 
„Heranrückende Wohnbebauung verletzt einem 
bestehenden emittierenden Betrieb gegenüber 
das Gebot der Rücksichtnahme, wenn ihr Hinzu-
treten die rechtlichen Rahmenbedingungen, un-
ter denen der Betrieb arbeiten muss, gegenüber 
der vorher gegebenen Lage verschlechtert. Das 
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forderungen, wie das baurechtliche Gebot der Rücksichtnahme oder 
veränderte Sprührichtungen aufgrund der Baumhöhe sind nicht Ge-
genstand der Bekanntmachung.  
Daher empfehlen wir, beim Anbau von Sonderkulturen einen Schutz-
streifen mit einer Breite von 20 m zwischen Baugrundstücksgrenze 
und landwirtschaftlicher Fläche zu realisieren. Dieser Schutzstreifen 
kann durch eine 2 bis 3-reihige, dichte mit immergrünen Pflanzen 
durchsetzte, mindestens 1,80 – 2,50 m hohe Abschirmhecke um ein 
Drittel auf ca. 13,3 m reduziert werden.  
Wir begrüßen die Anlage einer Abschirmhecke am westlichen Rand 
des Plangebiets.  
 
Grundlage für den Abstand von 20 m zwischen den zu behandeln-
den Flächen und der benachbarten Wohnbebauung bildet die Recht-
sprechung (VGH Baden-Württemberg Urt. v. 20.05.1999, Az.: 8 S 
1704/98; VGH München, Beschluss vom 8.02.2006 – 1 ZB 05.119;). 
Auch von fachlicher Seite, wie dem Landwirtschaftlichen Technolo-
giezentrum Karlsruhe wird bestätigt, dass ein Abstand von 20 m not-
wendig ist, um eine erhebliche gesundheitliche Beeinträchtigung 
durch Immissionen auszuschließen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausgleichsmaßnahmen  
Laut Planunterlagen sind keine Ausgleichsmaßnahmen für das Vor-
haben nötig.  

ist dann der Fall, wenn der Betrieb durch die hin-
zutretende Bebauung mit nachträglichen Aufla-
gen rechnen muss (…). Das ist indes nicht 
schon dann der Fall, wenn sich in der Nachbar-
schaft eines (privilegierten) Außenbereichsbe-
triebes nichtprivilegierte Nutzung ansiedelt. 
Nach der Rechtsprechung des BVerwG (…) 
steht selbst einem privilegierten Außenbereichs-
nutzer kein Anspruch darauf zu, dass seine be-
nachbarten Flächen Außenbereich bleiben. In 
dieser Annahme ist eingeschlossen: Der privile-
gierte Landwirt hat dementsprechend auch kei-
nen Anspruch darauf, dass eine Lage, in der 
sich Dritte möglicherweise gegen sein Tun be-
schweren werden/können, erst gar nicht ent-
steht. Dass sich die hinzutretenden Nutzer ge-
gen sein landwirtschaftliches Tun wenden und 
voraussichtlich/möglicherweise Beschwerden 
führen werden, reicht daher für sich nicht aus, 
um ein Abwehrrecht annehmen zu können. Hin-
zukommen muss vielmehr, dass diese Be-
schwerden nach dem derzeit absehbaren Stand 
der Dinge Erfolg haben (könnten/können). Das 
ist erst dann der Fall, wenn die nunmehr aufei-
nanderstoßenden Nutzungen miteinander nicht 
(mehr) verträglich sind. Der dazu erforderliche 
Verstoß gegen das Rücksichtnahmegebot (…) 
kann nicht allein daraus hergeleitet werden, 
dass der Kläger auf seine durch § 35 Abs. 1 
BauGB verbürgte Privilegierung und die feh-
lende Privilegierung des hinzutretenden Vorha-
bens verweist. Er kann mit anderen Worten nicht 
schlicht auf seine Privilegierung pochen und für 
diese den größtmöglichen „Cordon Sanitaire“ 
einfordern. Vielmehr kann auch ein privilegiertes 
Vorhaben nur verlangen, dass das hinzutretende 
auf seine Belange Rücksicht nimmt. Durch die 
Festsetzung einer Abschirmhecke und den Ab-
stand der Baugrenzen mit mindestens 6 m zur 
Grundstücksgrenze wird ein angemessener Ab-
stand zwischen Landwirtschaft und Wohnge-
bäude geschaffen. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans ist 
demnach nicht mit zusätzlichen Einschränkun-
gen bei der Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Fläche zu rechnen. Daher 
wird weder der Bewirtschafter mit spürbaren Fol-
gen bei der Verwendung von Pflanzenschutzmit-
teln Nachteile erleiden, wenn er dabei auf die 
Belange der Hinzutretenden Rücksicht zu neh-
men hat, noch werden diese triftige Abwehran-
sprüche wegen Lärm- und Lichteinflüssen gel-
tend machen können. 
Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass die 
vom Einwender zitierte Rechtsprechung aus den 
Jahren 1999 und 2006 zur Erforderlichkeit eines 
Abstands von 20 m inzwischen durch neuere 
Rechtsprechung sowie das Pflanzenschutzmit-
telgesetz überholt sind. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Mittlere Höfner Straße“ Gemeinde: Lauf 
Fassung: Vorentwurf vom 23.09.2025 Bearbeitungsstand: 16.06.2026 
 

Abwägungstabelle der eingegangenen Stellungnahmen vom 6.10.2025 bis 07.11.2025 

 

Seite 7 von 16 
 

Nr. Einwender Abwägungsvorschlag 

Wir weisen darauf hin, dass nach § 15 Abs. 6 NatSchG Baden-Würt-
temberg bei geplanter Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter 
Flächen für Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen die zuständige 
Landwirtschaftsbehörde bei der Auswahl der Flächen frühzeitig zu 
beteiligen ist, sollten diese noch nötig werden.  
 
Es bestehen keine weiteren Anregungen oder Bedenken zum aktuel-
len Stand der Planung. 
 

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

11 Landratsamt Ortenaukreis 
Amt für Waldwirtschaft 
 
Wald ist weder direkt, noch indirekt vom Vorhaben betroffen. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

12 Landratsamt Ortenaukreis 
Straßenverkehrsamt 
 
Bei Mischverkehrsflächen in Tempo-30-Zonen kann eine gestalteri-
sche Anpassung des Verkehrsraums geprüft werden, um einen bau-
lichen Schutz für Fußgänger zu gewährleisten. Eine frühzeitige Ab-
stimmung mit der Straßenverkehrsbehörde ist erforderlich. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Anmerkung: Vorgesehen ist, die Höfner Straße 
entsprechend des bestehenden Ausbaus nörd-
lich des Rotzenbachs fortzuführen. 
 

13 Landratsamt Ortenaukreis 
Straßenbauamt 
 
Die Belange des klassifizierten Straßennetzes sind von dem Vorha-
ben nicht berührt. Bedenken und Anregungen in straßenrechtlicher 
Hinsicht werden daher nicht geltend gemacht. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

14 Landratsamt Ortenaukreis 
Amt für Gewerbeaufsicht, Immissionsschutz und Abfallrecht 
 
Keine Bedenken und Anregungen. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

15 Landratsamt Ortenaukreis 
Amt für Umweltschutz 
 
Artenschutz 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wird laut Kapitel 2.2 der 
Begründung zur Offenlage ergänzt. 
 
Streuobstbestand nach § 33a NatSchG 
Die fachliche Einschätzung des Büros Klink (November 2024) zum 
Obstbaumbestand auf Flst. 313 ist aus naturschutzfachlicher Sicht 
plausibel. Dies wurde im Rahmen einer Begehung bestätigt. Es han-
delt sich hauptsächlich um nieder- und mittelstämmige Obstgehölze. 
Daher handelt es sich nicht um einen geschützten Streuobstbestand 
nach § 33a NatSchG. Somit wird keine Umwandlungsgenehmigung 
erforderlich.  
 
Naturpark 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb des Natur-
parks Schwarzwald Mitte/Nord. Eine Erlaubnis ist nach §2 Abs. 6 Nr. 
1 und Nr. 4 Naturpark-Verordnung nicht erforderlich. 
 
Empfehlung Dach- und Fassadenbegrünung 
Als Anpassung an den Klimawandel und gegen die Aufheizung in 
bebauten Bereichen wird empfohlen geplante Gebäude mit Fassa-
den- und Dachbegrünung zu begrünen. Wir empfehlen zudem ge-
mäß § 21a NatSchG Gartenflächen vorwiegend zu begrünen und in-
sektenfreundlich zu gestalten. 
 
 
 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Anregung wird teilweise entsprochen. 
Dachbegrünung ist für Dächer bis 7 Grad Dach-
neigung festgesetzt (Ziffer A12.2). Fassadenbe-
grünung ist zulässig, wird jedoch aus Gründen 
der Baufreiheit nicht verpflichtend vorgeschrie-
ben. Die Begrünung der Gartenflächen ist durch 
die Landesbauordnung bereits vorgeschrieben. 
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Nr. Einwender Abwägungsvorschlag 

Vermeidung Vogelschlag 
Vögel sind nicht in der Lage durchsichtige sowie spiegelnde Glas-
fronten als Hindernis wahrzunehmen (Schmid, Doppler, Heynen, & 
Rössler, 2012). Betroffen sind sowohl ubiquitäre, aber auch seltene 
und bedrohte Arten. Der Vogelschlag an Glas stellt somit ein signifi-
kantes Tötungsrisiko dar. Das Kollisionsrisiko lässt sich durch die 
nachfolgend beschriebenen Maßnahmen deutlich reduzieren. 
Beim unverzichtbaren Bau großer Fensterfronten, Fassadenöffnun-
gen und Balkone > 2 m² Glasfläche und > 50 cm Breite ohne Leis-
tenunterteilung sollten geeignete Maßnahmen und Materialien ge-
mäß dem Stand der Technik ergriffen bzw. verwendet werden, um 
Vogelschlag an Glasflächen zu vermeiden. Durch die Verwendung 
von Glas mit geringem Außenreflexionsgrad < 15 % (Schmid, 2016) 
können Spiegelungen reduziert werden. Die dadurch entstehende  
Durchsicht kann durch halbtransparentes (bearbeitetes bzw. gefärb-
tes) Glas, Folien oder Muster vermindert werden. Es sind aus-
schließlich hochwirksame Muster, die durch genormte Flugtunnel-
tests geprüft worden sind (Kategorie A der österreichischen Norm 
ONR 191040 zur Verwendung im deutschsprachigen Raum), zu ver-
wenden. Einzelne Greifvogel-Silhouetten sowie UV-Markierungen 
sind nach aktuellem Erkenntnisstand nicht ausreichend wirksam und 
somit ungeeignet. Zum aktuellen Stand der Technik siehe Länderar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (http://www.vogelschutz-
warten.de/glasanflug.htm), Schweizerische Vogelwarte Sempach 
(https://vogelglas.vogelwarte.ch) sowie Wiener Umweltanwaltschaft 
(https://wua-wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprall-an-
glasflaechen). 
Darüber hinaus sind auch Lärmschutzwände, Brückengeländer, Ein-
hausungen von Bushaltestellen etc. so zu gestalten, dass sie von 
Vögeln als Hindernis wahrgenommen werden können. 
Hierbei ist sich ebenfalls an den Vorgaben der Schweizer Vogel-
schutzwarte zu orientieren (vogelwarte.ch, 2022). 
 
Hinweis Beleuchtung 
Aufgrund der allgemeinen Lichtverschmutzung und den daraus re-
sultierenden Folgen sind künstliche Beleuchtungen im Außenbereich 
zu vermeiden (vgl. § 21 NatSchG). 
Die öffentliche und private Außenbeleuchtung an Gebäuden und 
Freiflächen (z.B. Wege, Parkplätze) ist blendfrei, streulichtarm sowie 
arten- und insektenfreundlich zu gestalten und auf das notwendige 
Maß zu reduzieren. Zulässig sind daher nur voll abgeschirmte 
Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen 
abstrahlen (0% Upward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für die 
meisten Arten wirkungsarmen Spektrum wie bernsteinfarbenes bis 
warmes Licht entsprechend den Farbtemperaturen von 1600 bis 
2400 bzw. max. 3000 Kelvin. Flächige Fassadenanstrahlungen, frei-
strahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten (Kugelleuchten, 
Solarleuchten) mit einem Lichtstrom höher als 50 Lumen sind unzu-
lässig. Durch Schalter, Zeitschaltuhren, Bewegungsmelder oder 
„smarte“ Technologie soll die Beleuchtung auf die Nutzungszeit be-
grenzt werden (genauere Ausführungen siehe Schroer et al. 2019 
„Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuch-
tungsanlagen Anforderungen an eine nachhaltige Außenbeleuch-
tung", BFN - Skripten 543). 
 
Ergebnis 
Eine abschließende Stellungnahme seitens der unteren Naturschutz-
behörde kann erst nach Vorlage der speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung erfolgen. 
 

 
Ein Hinweis wird aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wird aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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16 Landratsamt Ortenaukreis 
Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
 
Der mit Schreiben vom 2. Oktober 2025 übersandte Bebauungsplan-
entwurf findet in dieser Form, vorbehaltlich der Umsetzung der unter 
Ziffer I. Oberflächengewässer 2. Überschwemmungsgebiete ge-
nannten Maßgaben, unsere Zustimmung. 
 
Im Einzelnen nehmen wir zu den Themen Wasserwirtschaft und Bo-
denschutz wie folgt Stellung:  
 
I. Oberflächengewässer  
1. Gewässerrandstreifen  
1.1 Sachstand  
Entsprechend den Angaben der Antragsunterlagen wird im nördli-
chen Bereich der geplanten Fläche der Gewässerrandstreifen des 
Rotzenbachs berührt. Die Gewässerrandstreifen umfassen nach § 
29 Wassergesetz (WG) im Innenbereich grundsätzlich eine Breite 
von mindestens 5 m ab Uferböschungs-Oberkante. 
 
1.2 Fachtechnische Beurteilung 
Der Gewässerrandstreifen ist in der Unterhaltungspflicht des Grund-
stückseigentümers nach den Vorgaben des landesweiten Leitfadens 
„Gewässerrandstreifen in Baden-Württemberg - Anforderungen und 
praktische Umsetzung“ natürlich zu entwickeln. Der Leitfaden ist im 
Internet frei erhältlich auf: https://pd.lubw.de/85718   
 
Entlang des Rotzenbachs sind gemäß § 9 Abs. 6 BauGB beidseitig 
Gewässerrandstreifen mit einer Breite von mind. 5 m im Planteil 
nachrichtlich zu übernehmen und als „Gewässerrandstreifen gemäß 
§ 38 WHG i.V.m. § 29 WG“ zu kennzeichnen. 
 
Wir empfehlen den Gewässerrandstreifen als öffentliche Fläche zu 
erwerben. Gegebenenfalls kann diese Fläche sowie deren Pflege 
bzw. Unterhaltung durch privatrechtliche Vereinbarung den Angren-
zern überlassen werden. 
 
2. Überschwemmungsgebiete und von extremen Hochwasserereig-
nisse betroffene Gebiete  
 
2.1 Sachstand  
Nach unserem derzeitigen Stand der Kenntnisse (fachtechnische 
Einschätzung) werden die geplanten Flächen bei einem 100-jährli-
chen Hochwasserereignis des Rotzenbachs teilweise überflutet und 
führten in der Vergangenheit bereits zu Schadstellen innerhalb des 
Gewässerbetts. Das genaue Ausmaß der Überflutungen ist bisher 
nicht bekannt. 
 
2.2 Fachtechnische Beurteilung 
Zur Abwägung der Belange des Hochwasserschutzes ist vom Vorha-
benträger über hydraulische Berechnungen nachzuweisen, welche 
Flächen bei einem 100-jährlichen Hochwasser betroffen wären und 
welche Hochwasserstände und Strömungsverhältnisse dabei vo-
raussichtlich erreicht werden. Außerdem sollten die Flächen ermittelt 
werden, die bei extremen Hochwasserereignissen betroffen sind. 
Um keine negativen Auswirkungen durch die Überflutungen für die 
bebauten Flächen zu erzeugen, sind die Nachweise analog zu § 78 
Abs. 2 WHG nach Ziffer 1-9 vorzulegen. 
Erst nach entsprechender Ergänzung der Unterlagen kann das Amt 
für Wasserwirtschaft und Bodenschutz abschließend Stellung neh-
men. 
Über die Hochwasserrisikomanagement-Abfrage im Onlinekarten-
dienst des Landes können Informationen zu den Überflutungsjähr-
lichkeiten und -wassertiefen punktgenau abgefragt werden: 
http://www.hochwasser-bw.de > Bereich „interaktive Karten“: Gefah-
renkarte.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wurde bereits entsprochen. 
Der Gewässerrandstreifen innerhalb des Plan-
gebietes wurde nachrichtlich in den Bebauungs-
plan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wurde bereits entsprochen. 
Der Gewässerrandstreifen ist im Bebauungs-
plan-Vorentwurf als öffentliche Grünfläche fest-
gesetzt. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Anmerkung: Nach aktuellem Kenntnisstand der 
Gemeinde sind die neuen Baugrundstücke nicht 
von Überschwemmungen bei einem HQ100 be-
troffen. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Auf der Grundlage des Generalentwässerungs-
planes wird die Regenwasserableitung aus dem 
Plangebiet auf den natürlichen Gebietsabfluss 
festgelegt. Hierdurch werden negative Auswir-
kungen auf den Rotzenbach vermieden. 
Darüber hinaus ist anzumerken, dass aufgrund 
der topographischen Rahmenbedingungen eine 
Ausuferung des Rotzenbachs auf die geplanten 
Baugrundstücke nicht anzunehmen ist. Weitere 
Nachweise oder Berechnungen sind demnach 
nicht erforderlich. 
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VI. Hinsichtlich der Themen "Grundwasserschutz", "Wasserversor-
gung", „Abwasserentsorgung“, "Altlasten" und "Bodenschutz" sind 
unsererseits keine Ergänzungen / Anmerkungen erforderlich. 
 
Hinweis 
 
Nachfolgender Hinweis ist in den späteren Bebauungsplan mit auf-
zunehmen:  
„Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Ge-
ruchsemissionen (z. B. Mineralöle, Teer, ...) wahrgenommen, so ist 
umgehend das Landratsamt Ortenaukreis – Amt für Umweltschutz; 
Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz –) zu unterrichten. Aus-
hubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen.“  
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis ist unter Ziffer C1 im schriftlichen 
Teil enthalten. 
 

17 Landratsamt Ortenaukreis 
Gesundheitsamt 
 
Bei Einhaltung von gesundheitsverträglichen Lärmpegeln haben wir 
keine Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

18 Landratsamt Ortenaukreis 
Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 
 
Zum vorliegenden Bebauungsplan ergeben sich aus abfallwirtschaft-
licher und abfuhrtechnischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Ergänzend bitten wir nachfolgende Hinweise in den schriftlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan unter Teil C „Hinweise“ aufzu-
nehmen: 
 
Abfallwirtschaft 
Bereitstellung der Abfallbehälter / Gelbe Säcke 
Die Bereitstellung der Abfälle, soweit diese im Rahmen der kommu-
nalen Abfallabfuhr entsorgt werden, muss an einer für 3-achsige Ab-
fallsammelfahrzeuge (bis 10,75 m Länge) erreichbaren Stelle am 
Rand öffentlicher Erschließungsstraßen erfolgen.  
 
Abfallwirtschaftssatzung 
Die speziellen Regelungen der Abfallentsorgung im Ortenaukreis 
enthält die Abfallwirtschaftssatzung des Eigenbetriebs Abfallwirt-
schaft Ortenaukreis in der jeweils geltenden Fassung.  
 
Des Weiteren weisen wir auf Folgendes hin: 
 
Bodenaushub 
Auf die Bestimmungen der §§ 1a Abs. 2 des Baugesetzbuchs 
(BauGB), §§ 10 Nr. 3 und 74 Abs. 3 Nr. 1 der Landesbauordnung 
(LBO) zur Vermeidung überschüssigen Bodenaushubs sowie insbe-
sondere § 3 Abs. 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes LKrei-
WiG vom 17. Dezember 2020 wird hingewiesen: Bei der Ausweisung 
von Baugebieten sind neben den Abfallrechtsbehörden auch die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Anhörung der 
Träger öffentlicher Belange gehalten, darauf hinzuwirken, dass ein 
Erdmassenausgleich durchgeführt wird. Dies soll insbesondere 
durch die Festlegung von erhöhten Straßen- und Gebäudeniveaus 
und Verwertung der durch die Bebauung zu erwartenden anfallen-
den Aushubmassen vor Ort erfolgen. Für nicht verwendbare Aus-
hubmassen sollen entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten einge-
plant werden. 
 
Gemäß der Deponieverordnung (DepV) dürfen seit 01. Januar 2024 
ausdrücklich Abfälle, die insbesondere einer Verwertung zugeführt 
werden können oder für das Recycling geeignet sind, nicht mehr auf 
Deponien abgelagert werden. Eine Ablagerung von nicht verunrei-
nigtem Bodenaushub ist mit Inkrafttreten von § 7 Abs. 3 DepV zum  
01. Januar 2024 nicht mehr zulässig, da es sich bei diesem Abfall 
um grundsätzlich verwertbare Abfälle handelt. Eine Ablagerung 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Verweisung auf jegliche Satzung, die im 
Zusammenhang mit dem Bebauungsplan zur 
Anwendung gelangen könnte, erscheint an die-
ser Stelle entbehrlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird entsprochen. 
Die Reduzierung von überschüssigem Bo-
denaushub auf das unvermeidbare Maß ist Be-
standteil der Aufstellung des Bebauungsplanes. 
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kommt für das betroffene Material nur noch dann in Frage, wenn die 
Verwertung des Bodens technisch nicht möglich oder wirtschaftlich 
unzumutbar ist. 
 
Auch aus abfallwirtschaftlicher Sicht muss bei der Bauleitplanung 
das Ziel verfolgt werden, die Menge von überschüssigem Bodenaus-
hub auf das unvermeidbare Maß zu reduzieren. 
Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet oder in der Um-
gebung zur Geländegestaltung zu verwenden bzw. auf den einzel-
nen Baugrundstücken zu verwerten. Dies kann durch die Erstellung 
eines Gutachtens zum Erdmassenausgleich erfolgen. Für den Fall, 
dass ein Erdmassenausgleich im Bereich des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes nicht möglich ist, sind überschüssige Erdmassen 
anderweitig zu verwerten (z. B. Verwertung für Lärmschutzmaßnah-
men; Dämme von Verkehrswegen). Unbelasteter Erdaushub kann 
auch für Bodenverbesserungen, für Rekultivierungsmaßnahmen 
oder andere Baumaßnahmen Verwendung finden, soweit dies tech-
nisch möglich, wirtschaftlich zumutbar und rechtlich möglich ist.  
Wir bitten um Entsprechende Beachtung und Prüfung der Möglich-
keiten. 
 
Ergänzend weisen wir daraufhin, dass eine fehlende Berücksichti-
gung des Erdmassen-ausgleichs u. U. zu einer Rechtswidrigkeit des 
Bebauungsplans wegen eines Abwägungsfehlers (wegen Abwä-
gungsausfall) führen kann. Der Erdmassenausgleich als zu prüfen-
der Belang ist als „Abwägungsmaterial“ bei der Planungsabwägung 
bzw. dem Planungsermessen gemäß BauGB in die Abwägung mit 
einzubeziehen. 
 

19 Verband Region Südlicher Oberrhein 
Reichsgrafenstr. 19, 79102 Freiburg 
Schreiben vom 21.10.2025 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB aufgestellt, umfasst ei-
nen Geltungsbereich von ca. 0,3 ha, entwickelt sich teilweise nicht 
aus dem Flächennutzungsplan und sieht im Wesentlichen ein Allge-
meines Wohngebiet WA vor. 
 
Mit den in Lauf zur Verfügung stehenden Flächen sollte behutsam 
und nachhaltig umgegangen werden. 
 
Im Sinne der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB und des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sollten auch Gebäude 
mit mehreren Wohneinheiten möglich sein. 
 
Aufgrund der demografischen Entwicklung werden kleinere und am 
besten barrierefreie Wohnungen für Senioren, aber auch für junge 
Leute immer dringlicher. Das klassische Einfamilienhaus kann die-
sem Bedarf nicht gerecht werden.  
 
Da sich der Bebauungsplan nicht vollständig aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt, ist der Flächennutzungsplan nach § 13a (2) 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen. Hierbei ist auf 
§ 6 (5) BauGB hinzuweisen, wonach jedermann über den aktuellen 
Inhalt des Flächennutzungsplans Auskunft verlangen kann. Folglich 
hat die Berichtigung des Flächennutzungsplans unverzüglich nach 
Rechtskraft des Bebauungsplans zu erfolgen. Zur Aktualisierung des 
Raumordnungskatasters AROK ist dem Regierungspräsidium Frei-
burg der berichtigte Flächennutzungsplan sowie der Bebauungsplan 
zuzustellen. 
 
Die Gemeinde Lauf hat Zugang zum Online-Portal Raum+ der von 
uns beauftragten Siedlungsflächenpotenzialermittlung (https://raum-
plus.online/de/rvso/plattform). 
 
Um die dort ermittelten Daten aktuell zu halten, sollten die Flächen 
nach Rechtskraft dieses Bebauungsplans angepasst werden. Aus 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fraum-plus.online%2Fde%2Frvso%2Fplattform&data=05%7C02%7Ctina.fecke%40zink-ingenieure.de%7C75bcf79963ba4409fa1308de10a2ac07%7Cd3205fce9f1f41fabf13c0d2920e8c1e%7C0%7C0%7C638966488014742941%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=2CoCpfnvSudiGUftGc%2Bl2gUx%2Bcs6TsTX4g0qFdwzmdQ%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fraum-plus.online%2Fde%2Frvso%2Fplattform&data=05%7C02%7Ctina.fecke%40zink-ingenieure.de%7C75bcf79963ba4409fa1308de10a2ac07%7Cd3205fce9f1f41fabf13c0d2920e8c1e%7C0%7C0%7C638966488014742941%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=2CoCpfnvSudiGUftGc%2Bl2gUx%2Bcs6TsTX4g0qFdwzmdQ%3D&reserved=0
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regionalplanerischer Sicht bestehen keine weiteren Anregungen, 
Hinweise und Einwendungen. 
 

20 Handwerkskammer Freiburg 
Bismarckallee 6, Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 

21 Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e. V. 
Merzhauser Str. 111, 79100 Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 

22 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 

23 IHK Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
Schnewlinstr. 11 – 13, 79098 Freiburg 
Schreiben vom 10.10.2025 
 
Die Gemeinde Lauf möchte weiteren Wohnraum schaffen und hierzu 
vorliegenden Bebauungsplan aufstellen. Das Plangebiet umfasst 
eine Fläche von ca. 0,35 ha und liegt entlang der Höfner Straße. 
Diese ist mit Ausnahme des Plangebietes bereits beidseitig mit 
Wohnbebauung bebaut. Zur Planung werden keine grundsätzlichen 
Bedenken geäußert. 
 
Anregungen: 
In der Begründung wird erläutert, dass (maximal) 2 Vollgeschosse 
zulässig sind, mit den weiteren Festsetzungen ein zusätzliches 
Nicht-Vollgeschoss aber möglich sei. Zur Sicherstellung einer u.E. 
angemessenen Mindestbebauungsdichte wird empfohlen, auch eine 
Mindestanzahl an Vollgeschossen vorzugeben, d.h. diese auf „2“ 
(also zwingend) festzusetzen. Korrespondierend hiermit wird ange-
regt, die Zahl zulässiger Wohneinheiten dann auf 3 hochzusetzen, 
um aktuell oder auch später eine andere Aufteilung innerhalb der 
Wohngebäude vornehmen, bspw. bedarfsgerecht auch kleinere 
Wohneinheiten (ohne aufwändige Änderung des Bebauungsplanes) 
etablieren zu können. Des Weiteren sollten dann die Stellplatzvorga-
ben nach Wohnungsgröße bzw. nach „Wohnungsgrößenkategorie“ 
gesplittet vorgenommen werden, um nicht hiermit von vorneherein 
kleinere Wohnungen für (dringend benötigte) Single- oder 2-Perso-
nenhaushalte auszuschließen (bspw. 1/ 1,5/ 2 oder 1/ 1,5). 
 
Angeregt wird, hier das Instrument „Bauverpflichtung“ heranzuzie-
hen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Mit den vorgesehenen Festsetzungen soll die 
nördlich des Rotzenbachs bestehende Bebau-
ung fortgeführt werden. Der Zulässigkeitsmaß-
stab entspricht den dort geltenden Festsetzun-
gen. Eine dichtere Bebauung im Plangebiet ist 
dagegen nicht gewünscht. Die zulässige Dichte 
ist nach Einschätzung der Gemeinde für diesen 
Bereich ausreichend bemessen und entspricht 
darüber hinaus der Umgebungsbebauung. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Bebauungsplan kann jedoch keine Bauver-
pflichtung festgesetzt werden und die Baugrund-
stücke werden durch einen privaten Vorhaben-
träger veräußert. Geprüft wird, ob die Aufnahme 
von Bauverpflichtungen im ergänzenden städte-
baulichen Vertrag aufgenommen wird. 
 

24 terranets bw GmbH 
Am Wallgraben 135, 70565 Stuttgart 
Schreiben vom 09.10.2025 
 
Im Geltungsbereich des oben genannten Bebauungsplanes (gilt nur 
für rot markierten Bereich) liegen keine Anlagen der terranets bw 
GmbH sowie des Zweckverbandes Gasversorgung Oberschwa- 
ben (GVO), so dass wir von dieser Maßnahme nicht betroffen wer-
den. Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist nicht erforderlich. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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25 Vodafone 
Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
Schreiben vom 3.11.2025 
 
Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fach-
abteilung weitergeleitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gegebener 
Zeit in Verbindung setzen wird. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

26 Telekom 
Okenstr. 15 – 27, 77652 Offenburg 
Schreiben vom 09.10.2025 
 
Bezüglich des BP "Mittlere Höfner Straße" in der Gemeinde Lauf 
hätten wir noch ein paar Rückfragen: 
Welche Arbeiten sollen im Straßenbereich bzw. bei der Straßener-
weiterung (orangener Bereich im Lageplan) konkret stattfinden und 
sind hierbei Tiefbauarbeiten angedacht? 
Falls Tiefbauarbeiten im Bereich der Straßenerweiterung angedacht 
sind, wie tief werden diese Arbeiten maximal sein? 
 

 
 
 
 
Der Straßenbereich wird auf 6 m verbreitert; in 
dieser Fläche wird der erforderliche Regenwas-
serkanal verlegt. Über den Umfang dieser Tief-
bauarbeiten liegen noch keine Planungen vor. 
 

27 Deutsche Bahn AG 
Gutschstr. 6, 76137 Karlsruhe 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 

28 Netze BW GmbH 
Herbolzheimer Str. 36, 79365 Rheinhausen 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 

29 Abwasserzeckverband Bühl 
77815 Bühl 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 

30 badenovaNetze GmbH 
Tullastr. 61, 79108 Freiburg 
Schreiben vom 14.10.2025 
 
Einwendung: keine 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

31 Überlandwerk Mittelbaden GmbH & Co. KG 
Lotzbeckstr. 45, 77933 Lahr 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 

32 Mittelbadische Entsorgungs- und Recyclingbetriebe GmbH 
Neulandstr. 9, 77855 Achern 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 

33 Polizeipräsidium Offenburg – Verkehr 
Prinz-Eugen-Str. 78, 77654 Offenburg 
Schreiben vom 10.10.2025 
 
Das Polizeipräsidium Offenburg, Sachbereich Verkehr, hat zum ak-
tuellen Planungsstand, keine Einwände oder Ergänzungen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

34 Nationalpark Schwarzwald 
Schwarzwaldhochstr. 2, 77889 Seebach 
 
Keine Stellungnahme. 
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35 Stadt Bühl 
77815 Bühl 
Schreiben vom 07.11.2025 
 
Die Stadtverwaltung Bühl hat zum o.g. Verfahren keine Einwände 
oder Anregungen vorzubringen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

36 Bürgermeisteramt Ottersweier 
77831 Ottersweier 
Schreiben vom 6.11.2025 
 
Die Gemeinde Ottersweier hat hierzu keine Einwendungen oder An-
regungen vorzubringen.  
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

37 Bürgermeisteramt Sasbach 
77880 Sasbach 
Schreiben vom 09.10.2025 
 
Hiermit nimmt die Gemeinde Sasbach Stellung zur Beteiligung an 
dem genannten Verfahren und teilt Ihnen mit, dass keine Einwände 
oder Bedenken gegen das geplante Vorhaben bestehen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

38 Bürgermeisteramt Sasbachwalden  
Kirchweg 6, 77887 Sasbachwalden 
 
Keine Stellungnahme. 
 

 
 
 
 

39 DBN Das Bessere Netz – Glasfaser 
 
Schreiben vom 23.10.2025 
 
aktuell betreiben wir nur Glasfaserinfrastruktur in Lauf und derzeit 
sind von uns keine neuen Bauarbeiten für Glasfaser in Lauf geplant. 
Für die Maßnahme können wir dann Leitungsauskünfte bereitstellen, 
wenn Sie diese brauchen. Ob eine Versorgung über Glasfaser mög-
lich ist, sollte im Einzelfall dann geprüft werden. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

40 Syna GmbH 
Grüngartenstr.17. 77836 Rheinmünster 
Schreiben vom 10.11.2025 
 
Bezüglich der Stromversorgung können wir Ihnen Folgendes mittei-
len: 
 
Die Versorgungsleitungen sind bereits im Straßenbereich verlegt. 
Wir bitten um Verständnis, dass die Hausanschlusskabel für die 
noch unbebauten Grundstücke erst nach Fertigstellung der jeweili-
gen Gebäude verlegt werden können. Hierzu wird lediglich eine Muf-
fengrube geöffnet. 
 
Eine Vorabverlegung ist derzeit nicht sinnvoll, da die genauen Ge-
bäudestandorte, Anschlussräume und der tatsächliche Leistungsbe-
darf noch nicht bekannt sind. 
 
Zudem stellen unter Spannung stehende Kabel auf unbebauten 
Grundstücken ein Sicherheitsrisiko für die später dort tätigen Bau-
herren und Baufirmen dar und können unnötige Störquellen für die 
bereits angeschlossenen Anwesen verursachen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

41 Handelsverband Südbaden 
Eisenbahnstr. 68, 79098 Freiburg 
 
Keine Stellungnahme. 
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42 Verwaltungsgemeinschaft Achern 
Postfach 1040, 77841 Achern 
Schreiben vom 31.10.2025 
 
Nach Prüfung der Planunterlagen teilt die Stadt Achern mit, dass ge-
gen den vorliegenden Vorentwurf keine Einwände und keine Be-
denken bestehen. Eine weitere Beteiligung im Verfahren ist aus un-
serer Sicht nicht nötig. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 

43 Bürger 1 über Rechtsanwalt 
Schreiben vom 05.11.2025 
 
Mein Mandant möchte sich hier zum einen als unmittelbar angren-
zender Grundstückseigentümer an Sie wenden, der bereits jetzt 
durch die unzureichende Bachbefestigung/-instandhaltung des Rot-
zenbachs beeinträchtigt wird. Zum anderen möchte er sich im Rah-
men der Öffentlichkeitsbeteiligung hinsichtlich des zukünftig anfallen-
den Niederschlagswassers im Baugebiet „Mittlere Höfner Straße“ 
äußern.  
 
Im Einzelnen: 
 
1. Unzureichende Bachbefestigung: Erforderlichkeit von Sicherungs- 
/Instandhaltungsmaßnahmen am Rotzenbach  
 
Mein Mandant ist Eigentümer der angrenzenden Grundstücke (Flur-
stücknummern 311, 314/4, 316, 342).  
 
Seit Jahren beklagt er -auch Ihnen mehrfach gegenüber- die unzu-
reichende Bachbefestigung. Im Jahre 2017/18 wurden Steine in den 
Rotzenbach eingelassen, um hier für eine Befestigung und Stabili-
sierung zu sorgen – auch im Hinblick auf den Schutz der darunter 
verlegten Frischwasserleitung der Gemeinde.   
Den Bildern im Anhang können Sie entnehmen, dass von diesen 
Maßnahmen heute nichts mehr zu erkennen ist. Die Steine wurden 
weggespült, die Frischwasserleitung ist sichtbar. Aufgrund der man-
gelhaften Uferbefestigung am Rotzenbach kommt es zu Erdabris-
sen, der Uferbereich „rutscht weg“, der Grund der anliegenden 
Grundstücke wird unterspült und abgetragen. Eine Stabilität im 
Bachbett ist nicht vorhanden. Diese fehlende Uferbefestigung ist aus 
geotechnischer Perspektive kritisch zu bewerten, da hierdurch ein di-
rekter „Austausch“ zwischen Rotzenbach und den seitlich angren-
zenden Grundstücken erfolgt. Die Uferwand ist nicht befestigt und 
gesichert, dies führt zu Erosionen, Abtragungen, Ausspülungen und 
Geländebewegungen im Bereich der Böschungskanten Richtung 
Bach, was so von den Grundstückseigentümern nicht hingenommen 
werden muss. Wird nun zukünftig noch mehr Niederschlagswasser 
über den Rotzenbach abgeleitet, wird das Problem -ohne die Durch-
führung von Sicherungs- und Instandhaltungsvorkehrungen- erheb-
lich verstärkt. 
Mein Mandant begehrt von Ihnen das kommunale/wasserbehördli-
che Einschreiten mit dem Ziel der Durchführung von geeigneten Si-
cherungs- und Instandhaltungsmaßnahmen am Rotzenbach. 
Gerne stehen mein Mandant und ich für Gespräche, Abstimmungen 
und für einen konstruktiven Austausch vor Ort selbstverständlich zur 
Verfügung, um für die ernst zu nehmende Lage eine Lösung zu fin-
den.   
Ihre Rückmeldung zur weiteren Vorgehensweise und Abstimmung 
erwarte ich höflichst bis zum   
27.11.2025.  
 
2. Stellungnahme zur Einleitung des Niederschlagswassers in den 
Rotzenbach  
 
Im Vorentwurf zur frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung findet sich unter Ziff. 6.3.3 folgendes zur Niederschlagswasser-
bewirtschaftung:   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Uferbefestigung werden zur 
Kenntnis genommen. 
Auf der Grundlage des genehmigten General-
entwässerungsplanes (GEP) wird die Regen-
wasserableitung aus dem Plangebiet auf den 
natürlichen Gebietsabfluss festgelegt. Hierdurch 
werden negative Auswirkungen auf den Rotzen-
bach durch die neue Bebauung vermieden. Wei-
tere Nachweise oder Berechnungen sind dem-
nach nicht erforderlich. 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass ein 
Gewässer nach der Wasserrahmenrichtlinie sei-
nen natürlichen Zustand erreichen muss, so-
lange keine Gefährdungslage besteht, z. B. für 
eine Bebauung. 
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Niederschlagswasserbewirtschaftunq 
Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund der Bo-
denverhältnisse (Lösslehm) nicht möglich. Um dennoch eine ge-
wisse Reduzierung der Oberflächenabflüsse zu erreichen, ist auf 
den Baugrundstücken die Verwendung von versickerungsfähigen 
Belägen für Stellplatzflächen und ihre Zufahrten festgesetzt. 
Die Ableitung der Oberflächenabflüsse erfolgt übereinen neu herzu-
stellenden Regenwasserkanal in der Verbreiterung der Höfner 
Straße. Vorder Einleitung des Niederschlagswassers in den Rotzen-
bach ist eine Rückhaltung von 20 m3 für die Neubebauung erforder-
lich. Dieses Volumen wird über eine zentrale unterirdische Rückhal-
tung (Stauraumkanal) geschaffen. Weitere Maßnahmen sind nicht 
erforderlich. 
 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser soll hierbei un-
terirdisch in einem Stauraumkanal oder Rigolen gesammelt und ge-
drosselt in den Rotzenbach geleitet werden. In Ansehung des 
schlechten Ist-Zustandes des Rotzenbach bezüglich unzureichender 
Uferbefestigung etc. befürchtet mein Mandant hier eine Überlastung 
des Rotzenbachs. Dies hätte negative Auswirkungen für die angren-
zenden Grundstücke, die hierdurch eine verstärkte Abtragung und 
Ausspülung erfahren. 
 
 
Das bereits existierende Rückhaltebecken war noch nie ganz voll, 
das Wasser wird frühzeitig in den Rotzenbach abgeleitet. Mein Man-
dant befürchet hier durch das weitere Einleiten von Niederschlags-
wasser, dass die Durchflussmenge zu groß wird für den (unbefestig-
ten) Bach. Bereits jetzt wurden mit der aktuellen Durchflussmenge 
die Steine im Uferbett weggeschwemmt, die Frischwasserleitung 
freigelegt und die umliegende Erde abgetragen, weg- und ausge-
spült. Bei einer Erhöhung der Wassermenge, wie durch Umsetzung 
des Vorentwurfs des Bebauungsplans „Mittlere Höfner Straße“ ge-
plant- hätte dies katastrophale Folgen für den Zustand des Rotzen-
bachs und der anliegenden Grundstücke. Gerade weil die konkrete 
Bodenbeschaffenheit (Lösslehm) keine/wenig Aufnahme von Nieder-
schlagswasser zulässt, sind hier entsprechende Vorkehrungen un-
umgänglich. Diese Auswirkungen wurden im jetztigen Vorentwurf un-
zureichend berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird zurückgewiesen. 
Die Ableitung des Niederschlagswassers aus 
dem Baugebiet wird gemäß den Vorgaben des 
Generalentwässerungsplanes auf den natürli-
chen Gebietsabfluss (15 l/(s*ha)) begrenzt. Hier-
durch ergibt sich nach der Bebauung kein höhe-
rer Abfluss als im Bestand, so dass negative 
Auswirkungen auf den Rotzenbach bzw. Unter-
lieger vermieden werden. 
 
Gemäß den Vorgaben des Generalentwässe-
rungsplanes ist für die gesamte Bebauung west-
lich der Höfner Straße ein Rückhaltevolumen 
von 50 m³ erforderlich. Dieses gesamte Volu-
men wurde bereits bei der Entwicklung des Ab-
schnitts nördlich des Rotzenbachs umgesetzt, 
wobei dort rechnerisch nur ein Volumen von 
30 m³ erforderlich ist. Daher erscheint es folge-
richtig, dass dieses Becken noch nie ganz gefüllt 
war. Darüber hinaus hat eine Nachvermessung 
im Jahr 2026 ergeben, dass der bestehende 
Rückhalterraum tatsächlich ein Volumen von 
etwa 90 m³ aufweist. 
Für das aktuelle Plangebiet ist ein Rückhaltevo-
lumen von 20 m³ erforderlich. Der bestehende 
Rückhalteraum hat hierbei ausreichend Kapazi-
täten. Aus diesem Grund wird das Nieder-
schlagswasser aus dem Plangebiet in den be-
stehenden Rückhalteraum eingeleitet. 
Durch die gedrosselte Ableitung des Nieder-
schlagswassers sind demnach keine negativen 
Auswirkungen auf Unterlieger zu erwarten. 
 

 


